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Satzung der Fachhochschule Lübeck über die Wahl der Vertretungen  
der Mitgliedergruppen in die Gremien der Hochschule  

– Wahlordnung – 
(WO) 

Vom 11. Februar 2016 
 

Aufgrund des § 17 des Hochschulgesetzes vom 28. Februar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 184), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Januar 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 2), hat der Senat der 
Fachhochschule Lübeck am 10. Februar 2016 folgende Satzung beschlossen: 

 
 

§ 1 
Regelungsbereich 

 
Diese Satzung regelt die Wahl der Vertretun-
gen der Mitgliedergruppen in die Gremien der 
Fachhochschule Lübeck.   
 

§ 2 
Umfang und Stichtag 

der Wahlberechtigung und Wählbarkeit 
sowie Wahlvorschlagsberechtigung 

 
Bei der Wahl sind alle Hochschulmitglieder in 
den Mitgliedergruppen und alle Fachbereichs-
mitglieder in den Fachbereichen wahlberech-
tigt und wählbar sowie wahlvorschlagsberech-
tigt, denen sie am 1. April des Wahljahrs an-
gehören.  
 

§ 3 
Wahlverfahren 

 
Die Wahl ist als Urnenwahl durchzuführen. Der 
/ die Wahlberechtigte kann Briefwahl für die 
jeweilige Wahl für sich beantragen. Nähere 
Hinweise sind der Wahlbenachrichtigung ge-
mäß § 11 zu entnehmen.  
 

§ 4 
Wahlzeitraum 

 
Die Wahl in einem Wahljahr muss für alle Mit-
gliedergruppen und zu allen Gremien gleich-
zeitig durchgeführt werden. Für die Stimmab-
gabe ist auf Vorschlag der Wahlleitung vom 
Präsidium ein Zeitraum von mindestens drei 
aufeinander folgenden nicht vorlesungsfreien 
Tagen unter Beachtung der Termine in den §§ 
2 und 19 zu bestimmen.  
 

§ 5  
Wahlorgane 

 
(1) Wahlorgane sind der Wahlausschuss, der 
Wahlprüfungsausschuss und die Wahlleitung. 
 
(2) Die Mitglieder des Wahlausschusses, des 

Wahlprüfungsausschusses und die Wahllei-
tung dürfen nicht gleichzeitig Bewerberinnen 
oder Bewerber um die Mitgliedschaft in die zu 
wählenden Gremien sein. 
 

§ 6 
Wahlleitung 

 
(1) Die Wahlleitung hat die Aufgabe, alle Ange-
legenheiten der Vorbereitung, der Durchfüh-
rung und des Abschlusses der Wahl zu erledi-
gen, soweit in dieser Wahlordnung nichts An-
deres zugelassen oder bestimmt ist. 
 
(2) Wahlleitung ist der Kanzler oder die Kanz-
lerin. Auf seinen oder ihren Vorschlag ist für 
den Fall seiner oder ihrer Verhinderung oder 
bei Anordnung der Vertretung vom Präsidium 
ein Vertreter oder eine Vertreterin aus dem Be-
reich der zentralen Verwaltung für unbestimm-
te Zeit zu bestellen. 
 

§ 7 
Wahlausschuss 

 
(1) Der Wahlausschuss hat die Aufgabe, in 
den in dieser Wahlordnung genannten Fällen 
zu entscheiden und im Übrigen die Aufsicht 
über die Wahl zu führen.  
 
(2) Der Wahlausschuss besteht aus der Wahl-
leitung sowie vier weiteren Mitgliedern. Die 
weiteren Mitglieder sind auf Vorschlag der 
Wahlleitung vom Präsidium für jede Wahl aus 
dem Kreis der Wahlberechtigten zu bestellen. 
Dabei soll jeder Fachbereich und bei einer 
Wahl in mehreren Mitgliedergruppen auch jede 
betroffene Gruppe berücksichtigt werden. Ver-
liert ein Mitglied des Wahlausschusses die 
Wahlberechtigung, ist unverzüglich eine Er-
satzbestellung vorzunehmen. Das gilt auch, 
wenn sich ein Mitglied des Wahlausschusses 
um die Wahl als Mitglied in einem Gremium 
bewirbt; das zunächst bestellte Mitglied des 
Wahlausschusses scheidet dann mit dem 
Amtsantritt des Ersatzmitglieds aus.  
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(3) Im Wahlausschuss hat die Wahlleitung den 
Vorsitz zu führen; sie hat seine Beratungen vor 
zu bereiten und seine Beschlüsse auszuführen 
sowie seine Geschäfte zu erledigen. 
 

§ 8 
Bekanntmachung der Wahldurchführung 

 
Die Wahl ist von der Wahlleitung spätestens 
am 28. Tag vor Beginn der Stimmabgabe be-
kannt zu machen. Die Wahlbekanntmachung 
muss enthalten: 

 
1. den Wahlzeitraum sowie den Hinweis, 

für welche Gremien Vertreterinnen und 
Vertreter gewählt werden können, 

2. den Hinweis, dass die Wahl nach dem 
Grundsatz der personalisierten Ver-
hältniswahl, unmittelbar und durch 
persönliche Stimmabgabe als Urnen-
wahl erfolgt und dass die Briefwahl 
beantragt werden kann und über 
Form, Frist und Empfang des Antra-
ges, 

3. die Zahl der zu wählenden Vertreterin-
nen und Vertreter, 

4. den Hinweis, dass nur wählen kann, 
wer in das Wahlberechtigtenverzeich-
nis eingetragen ist, sowie Ort und Zeit-
raum der Auslegung des Wahlberech-
tigtenverzeichnisses, 

5. den Hinweis, dass Einspruch gegen 
das Wahlberechtigtenverzeichnis er-
hoben werden kann und über Form 
und Frist sowie Empfängerin des Ein-
spruches, 

6. die Aufforderung, Wahlvorschläge ein-
zureichen, sowie Angaben über Form 
und Frist, sowie Empfängerin der 
Wahlvorschläge, die Bestimmungen 
für die Zurücknahme von Vorschlägen 
und der Hinweis auf Ort und Zeit der 
öffentlichen Zulassung der Wahlvor-
schläge, 

7. den Hinweis darauf, dass jede/r Wahl-
berechtigte eine Wahlbenachrichtigung 
entsprechend § 11 zugesandt erhält, 

8. Angaben über den Ort der Wahlurnen 
und die Öffnungszeiten der Wahlloka-
le, 

9. den Hinweis über die hochschulöffent-
liche Feststellung des Wahlergebnis-
ses, sowie über Ort und Zeit der Fest-
stellung. 

 
§ 9 

Wahlberechtigtenverzeichnis 
 
(1) Alle Wahlberechtigten sind von der Wahllei-

tung in ein Verzeichnis einzutragen. Das 
Wahlberechtigtenverzeichnis muss getrennt 
nach Mitgliedergruppen sowie innerhalb der 
Gruppen getrennt nach dem Bereich der zent-
ralen Verwaltung und jedem Fachbereich in al-
phabetischer Reihenfolge der Namen enthal-
ten 
1. eine laufende Nummer,  
2. den Familiennamen,  
3. den oder die Vornamen, 
4. das Geburtsdatum.  
Das Wahlberechtigtenverzeichnis muss von 
dem ersten Tag des Zeitraums der Bekannt-
machung über die Durchführung der Wahl bis 
zum Tag vor der Entscheidung über die Zulas-
sung der Wahlvorschläge innerhalb der 
Dienststunden an den bekannt gemachten Zei-
ten und Orten zur allgemeinen Einsicht hoch-
schulöffentlich ausgelegt werden. 
 
(2) Für den Umfang der Wahlberechtigung und 
Wählbarkeit sowie Wahlvorschlagsberechti-
gung ist das Wahlberechtigtenverzeichnis 
maßgebend. 

 
(3) Hochschulmitglieder, die das Wahlberech-
tigtenverzeichnis für unrichtig halten, können 
Einspruch einlegen. Der Einspruch muss in-
nerhalb der Auslegungsfrist des Wahlberech-
tigtenverzeichnisses bei der Wahlleitung 
schriftlich eingehen oder durch Erklärung zur 
Niederschrift eingelegt werden. Über den Ein-
spruch hat die Wahlleitung unverzüglich zu 
entscheiden sowie ihre Entscheidung den Ein-
sprechenden unverzüglich schriftlich mitzutei-
len und bei einer Ablehnung auf das zulässige 
Rechtsmittel hinzuweisen. 
 
(4) Einsprechende, die die Entscheidung für 
unrichtig halten, können Beschwerde erheben. 
Die Beschwerde muss innerhalb der Ausle-
gungsfrist des Wahlberechtigtenverzeichnisses 
bei der Wahlleitung schriftlich eingehen oder 
durch Erklärung zur Niederschrift erhoben 
werden. Über die Beschwerde hat die Wahllei-
tung unverzüglich zu entscheiden. Will sie der 
Beschwerde nicht abhelfen, hat der Wahlaus-
schuss zu entscheiden sowie seine Entschei-
dung den Beschwerdeführenden schriftlich 
mitzuteilen und bei einer Ablehnung auf das 
zulässige Rechtsmittel hinzuweisen. 

 
(5) Das Wahlberechtigtenverzeichnis ist nach 
Ablauf der Auslegungsfrist unter Berücksichti-
gung der bis dahin entschiedenen Einsprüche 
und Beschwerden durch die Wahlleitung mit 
der Feststellung der endgültigen Zahl der 
Wahlberechtigten abzuschließen.  
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§ 10 
Wahlvorschläge 

 
(1) Es können zur Wahl vorgeschlagen wer-

den 
-  mehrere Hochschulmitglieder in einer Lis-

tenzusammenstellung (Listenwahlvor-
schlag) oder 

-  ein Hochschulmitglied als Einzelperson 
(Einzelwahlvorschlag).  

 
Einzelwahlvorschläge gelten als Listenwahl-
vorschläge. 
 
(2) Für Wahlvorschläge muss das von der 
Wahlleitung bestimmte Formblatt verwendet 
werden. 
 
(3) Listenwahlvorschläge müssen mit einem 
Kennwort versehen werden. Als Kennwort sind 
insbesondere Bezeichnungen von Fachrich-
tungen, Tätigkeitsbereichen, Beschäftigungsar-
ten, Berufsverbänden und studentischen Ver-
einigungen zuzulassen.  
 
(4) Die Angaben über die Vorgeschlagenen 
müssen enthalten 
1. den Familiennamen,  
2. den oder die Vornamen, 
3. das Geburtsdatum, 
4. beim Hochschulpersonal die Berufs-, Tätig-

keits-, Amts- oder Dienstbezeichnung, bei 
Studierenden den Studiengang,  

5. die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Mit-
gliedergruppe,  

6. die Zugehörigkeit zum Bereich der zentra-
len Verwaltung oder einem bestimmten 
Fachbereich. 

 
(5) Vorgeschlagene dürfen nur auf einem 
Wahlvorschlag für das jeweilige Gremium be-
nannt sein. 
 
(6) Vorgeschlagene können nur berücksichtigt 
werden, wenn sie ihre Zustimmung auf dem 
Wahlvorschlag erteilt haben oder die Zustim-
mung sonst gesondert innerhalb der Einrei-
chungsfrist für Wahlvorschläge schriftlich bei 
der Wahlleitung eingegangen ist. 
 
(7) Wahlvorschläge müssen von mindestens 
zwei Mitgliedern der Hochschule aus der jewei-
ligen Mitgliedergruppe, bei der Wahl zu den 
Konventen von mindestens zwei Mitgliedern 
des jeweiligen Fachbereichs aus der jeweiligen 
Mitgliedergruppe unterschrieben werden. Ab-
satz 4 gilt für die Vorschlagenden entspre-
chend.  
 

(8) Wahlvorschläge müssen nach der Be-
kanntmachung über die Durchführung der 
Wahl spätestens am 14. Tag vor dem Beginn 
der Stimmabgabe bis 15 Uhr bei der Wahllei-
tung eingegangen sein. 
 
(9) Wahlvorschläge sind ungültig, soweit sie 
nicht den Erfordernissen der Absätze 2 bis 8 
entsprechen.  
 
(10) Auf jedem eingegangenen Wahlvorschlag 
hat die Wahlleitung den Tag und am letzten 
Tag der Einreichungsfrist auch die Uhrzeit des 
Eingangs zu vermerken und unverzüglich zu 
prüfen, ob die eingegangenen Wahlvorschläge 
gültig sind. Stellt sie Mängel fest, so hat sie 
unverzüglich schriftlich und wenn möglich 
mündlich die Person zu benachrichtigen, die 
an erster Stelle der Einreichenden steht, und 
sie aufzufordern, behebbare Mängel bis zum 
Ablauf der Einreichungsfrist zu beseitigen. 
 
(11) Wahlvorschläge oder die Zustimmung da-
zu können bei der Wahlleitung schriftlich zu-
rückgenommen werden, solange über die Zu-
lassung noch nicht entschieden ist. Gesamte 
Listenwahlvorschläge und einzelne Vorschläge 
daraus sowie Einzelwahlvorschläge können 
zurückgenommen werden, wenn alle Vor-
schlagenden gemeinsam dieses erklären. Ihre 
Zustimmung zu einer Aufstellung in einem Lis-
tenwahlvorschlag oder einem Einzelwahlvor-
schlag kann von Vorgeschlagenen zurückge-
nommen werden, wenn sie einzeln dieses er-
klären. Im Falle der Rücknahme von einem 
oder mehreren Vorschlägen gemäß Satz 2 o-
der Zustimmungen gemäß Satz 3 aus einem 
Listenwahlvorschlag bleibt diese im Übrigen 
bestehen. 

 
(12) Über die Zulassung von Wahlvorschlägen 
einschließlich der Kennworte hat der Wahlaus-
schuss in öffentlicher Sitzung innerhalb einer 
Woche nach Ablauf der Einreichungsfrist für 
Wahlvorschläge zu entscheiden. Die Entschei-
dung ist endgültig. Über die Sitzung ist eine 
Niederschrift anzufertigen.  
 
(13) Verspätet eingegangene Wahlvorschläge 
hat die Wahlleitung mit einem Vermerk über 
den Zeitpunkt des Eingangs zu versehen und 
gesondert aufzubewahren.  
 
(14)  Hat eine Mitgliedergruppe nicht mehr An-
gehörige als Vertretungen zu wählen sind, 
werden alle Angehörigen ohne Wahl Mitglieder 
des Gremiums. Werden in einer Mitglieder-
gruppe nicht mehr Angehörige vorgeschlagen 
als Vertretungen zu wählen sind, werden alle 
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Vorgeschlagenen ohne Wahl Mitglieder des 
Gremiums. 
 

§ 11 
Wahlbenachrichtigung 

 
(1) Alle Wahlberechtigten erhalten eine Wahl-
benachrichtigung auf dem Postweg. Die Ver-
sendung erfolgt beim Hochschulpersonal an 
die Dienstanschrift, bei Studierenden an die 
von ihnen für das Studium angegebene An-
schrift. 
 
(2) Die Wahlbenachrichtigung muss spätes-
tens zwei Wochen vor dem letzten Wahltag 
durch die Wahlleitung an jede wahlberechtigte 
Person, die im Wahlberechtigtenverzeichnis 
eingetragen ist, versandt werden. Sie soll ne-
ben den Angaben des Wahlberechtigtenver-
zeichnisses enthalten: 
 

1. die Angabe von Wahlzeit, Wahlort 
und Wahldauer, 

2. die Aufforderung, die Wahlbenach-
richtigung oder einen amtlichen 
Ausweis zur Wahl an der Urne mit-
zubringen 

3. Hinweise darauf, unter welchen Vo-
raussetzungen und in welcher Wei-
se ein Wahlschein und Briefwahlun-
terlagen beantragt werden können. 
Insbesondere ist darauf hinzuwei-
sen, dass 
 
(a) eine andere als die wahlbe-

rechtigte Person den Wahl-
scheinantrag für diese nur stel-
len kann, wenn sie eine schrift-
liche Vollmacht vorlegt und 

(b) der Wahlschein und die Brief-
wahlunterlagen einer anderen 
als der wahlberechtigten Per-
son persönlich nur ausgehän-
digt werden dürfen, wenn eine 
schriftliche Vollmacht vorliegt. 

4. Den Vordruck für einen Antrag auf 
den Wahlschein / die Briefwahl. 

 
§ 12 

Wahlunterlagen 
 
(1) Die Stimmzettelformulare sind für jede Mit-
gliedergruppe und innerhalb jeder Gruppe für 
jedes Gremium getrennt zu erstellen; die jewei-
lige Mitgliedergruppe und das jeweilige Gremi-
um müssen auf den Stimmzettelformularen 
benannt sein. Die Wahlvorschläge sind auf den 
Stimmzettelformularen nach der Anzahl der 
Vorschlagenden in absteigender Reihenfolge 

zu ordnen; bei gleicher Anzahl ist die Reihen-
folge durch Los zu bestimmen. Die Stimmzet-
telformulare müssen für alle Vorgeschlagenen 
enthalten  
1. eine laufende Nummer, 
2. den Familiennamen,  
3. den oder die Vornamen, 
4. beim Hochschulpersonal die Berufs-, Tätig-

keits-, Amts- oder Dienstbezeichnung, bei 
Studierenden den Studiengang. 

Für die verschiedenen Stimmzettelformulare 
sollen verschiedene Farben oder Größen ver-
wendet werden. 
 
(2) Soweit nicht Näheres bestimmt ist, hat die 
Wahlleitung über die äußere Gestaltung der 
Wahlunterlagen zu entscheiden; der Wahlaus-
schuss kann Grundsätzliches entscheiden. 
 
(3) Wahlberechtigte, die keine, unvollständige 
oder unrichtige Wahlunterlagen erhalten haben 
oder denen die Wahlunterlagen abhandenge-
kommen sind, können bei der Wahlleitung bis 
zum 7. Tag vor dem letzten Tag der Stimmab-
gabe Ersatzunterlagen beantragen. 
 
(4) Die Wahlberechtigten erhalten die Stimm-
zettel persönlich nach Feststellung der Identität 
in den Wahlräumen direkt vor der Wahlhand-
lung zur Urnenwahl. 
 

§ 13  
Wahlunterlagen Briefwahl 

 
(1) Die Briefwahlunterlagen umfassen neben 
dem Stimmzettel oder den Stimmzetteln je-
weils 
1. den Wahlschein, 
2. den Wahlbriefumschlag, 
3. den Stimmabgabeumschlag. 
 
Der Wahlschein und der Stimmabgabeum-
schlag müssen einen übereinstimmenden 
Vermerk über die individuelle Wahlberechti-
gung in einer Mitgliedergruppe sowie gegebe-
nenfalls mehreren Mitgliedergruppen und ei-
nem Fachbereich oder mehreren Fachberei-
chen (Wahlberechtigungsvermerk) tragen. 
 
Für den Wahlbriefumschlag und den Stimmab-
gabeumschlag müssen verschiedene Farben 
verwendet werden. 
 
(2) Den Briefwahlunterlagen ist ein Merkblatt 
beizufügen, das die Wahlberechtigten über die 
Einzelheiten des Wahlverfahrens und des 
Wahlzeitraumes unterrichten. 
 
(3) Die Briefwahlunterlagen sind von der Wahl-
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leitung unmittelbar an die Wahlberechtigten 
spätestens am Tag vor Beginn der Stimmab-
gabe auszuhändigen oder abzusenden. Die 
Versendung erfolgt beim Hochschulpersonal 
an die Dienstanschrift, bei Studierenden an die 
von ihnen für das Studium angegebene An-
schrift. 

 
§ 14 

Wahlhelfende 
 

Die für die Vorbereitung und Durchführung der 
Wahlen erforderlichen Wahlhelfenden werden 
von der Wahlleitung aus dem Kreis der Wahl-
berechtigten bestellt. Sie sind zur Übernahme 
dieser ehrenamtlichen Tätigkeit verpflichtet, es 
sei denn, dass wichtige Gründe entgegenste-
hen. Die Wahlhelfenden haben insbesondere 
die Aufgabe, die an alle Wahlberechtigten zu 
sendenden Briefwahlunterlagen zusammen zu 
stellen, in den Wahlräumen die Wahlhandlun-
gen zu beaufsichtigen sowie die Stimmenaus-
zählung vorzunehmen.  

 
§ 15 

Wahlhandlung Urnenwahl 
 
(1) Jede/r Wahlberechtigte hat höchstens so 
viele Stimmen wie Vertreterinnen oder Vertre-
ter in die jeweiligen Gremien zu wählen sind 
ohne das Recht der Stimmenhäufung. Die 
Stimmen können auf verschiedene Listen- und 
Einzelwahlvorschläge verteilt werden. 
 
(2) In den Wahlräumen ist jede Wahlwerbung 
untersagt. Während der Wahlhandlung müs-
sen mindestens zwei Mitglieder des zuständi-
gen Wahlausschusses oder zwei Wahlhelfen-
de anwesend sein. Diese üben im Auftrag der 
Präsidentin oder des Präsidenten das Haus-
recht aus. Der Wahlvorstand hat dafür Sorge 
zu tragen, dass sich in der Wahlkabine nicht 
mehr als eine Wählerin oder ein Wähler auf-
hält. 
 
(3) In der Wahlkabine ist ein Schaubild auszu-
legen, welches die Wahlberechtigten über die 
Einzelheiten des Wahlverfahrens unterrichtet. 
 
(4) Zur Überprüfung ihrer Identität müssen die 
Studierenden den Studierendenausweis der 
Fachhochschule Lübeck und die sonstigen 
Wählerinnen und Wähler die Wahlbenachrich-
tigung vorlegen. Wenn dieses Dokument nicht 
verfügbar ist, kann die Wählerin oder der Wäh-
ler einen anderen amtlichen Ausweis vorlegen. 
Andernfalls darf die betroffene Person nicht an 
der Wahl teilnehmen. Im Anschluss an die 
Überprüfung der Identität erhält die Wählerin 

oder der Wähler den oder die Stimmzettel, be-
gibt sich in die Wahlkabine und kennzeichnet 
dort den oder die Stimmzettel. Die Protokoll-
führerin oder der Protokollführer stellt den Na-
men der Wählerin oder des Wählers im Wäh-
lerverzeichnis fest und vermerkt dort die 
Stimmabgabe. Danach wirft die Wählerin oder 
der Wähler ihren oder seinen Stimmzettel ge-
faltet in die Wahlurne. 
 
(5) Über die Wahlhandlung ist ein Protokoll zu 
führen. Das Protokoll muss mindestens fol-
gende Angaben enthalten: 
1. Beginn und Ende der Wahlhandlungen, 
2. Mitglieder der Wahlleitungen und ihre jewei-
ligen Anwesenheitszeiten, 
3. erhaltene und übergebene Wahlunterlagen, 
4. besondere Vorkommnisse, 
5. Unterschriften des Wahlausschusses oder 
der Wahlhelfenden 
 
(6) Wer von der Urnenwahl Gebrauch gemacht 
hat, darf nicht mehr an der Briefwahl teilneh-
men. 
 

§ 16 
Wahlhandlung Briefwahl 

 
(1) Jede/r Wahlberechtigte hat höchstens so 
viele Stimmen wie Vertreterinnen oder Vertre-
ter in die jeweiligen Gremien zu wählen sind 
ohne das Recht der Stimmenhäufung. Die 
Stimmen können auf verschiedene Listen- und 
Einzelwahlvorschläge verteilt werden. 
 
(2) Bei der Briefwahl kennzeichnen die Wahl-
berechtigten den oder die Stimmzettel persön-
lich und geheim, legen diesen oder diese in 
den zu verschließenden Stimmabgabeum-
schlag und stecken diesen, zusammen mit der 
auf dem Wahlschein eigenhändig unterschrie-
benen eidesstattlichen Erklärung, in den Wahl-
briefumschlag. Anschließend muss der Wahl-
briefumschlag verschlossen und daraufhin di-
rekt in die Wahlurne eingeworfen oder an die 
Wahlleitung abgesandt werden, sodass er dort 
am letzten Wahltag bis 15.00 Uhr eingegangen 
ist. Die Wahlleitung hat die fristgerecht einge-
henden Wahlbriefe ungeöffnet in die Wahlurne 
einzuwerfen. 
 
(3) Verspätet eingegangene Wahlbriefe hat die 
Wahlleitung mit einem Vermerk über den Zeit-
punkt des Eingangs zu versehen und geson-
dert aufzubewahren. 
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§17 
Wahlurnen 

 
(1) Während des Wahlzeitraums dürfen die 
Wahlurnen nicht geöffnet werden. Am Ende 
eines jeden Wahltages versiegelt ein Mitglied 
des Wahlausschusses oder ein/e Wahlhelfer/in 
unter Beisein eines weiteren Mitgliedes des 
Wahlausschusses oder einer Wahlhelferin o-
der eines Wahlhelfers die Wahlurnen. Die Mit-
glieder des Wahlausschusses oder die Wahl-
helfer/innen haben dafür Sorge zu tragen, dass 
die Wahlurnen am Ende eines jeden Wahlta-
ges unter Verschluss an einem dafür geeigne-
ten Ort gehalten werden. 
 
(2) Für die Briefwahl wird eine separate Wahl-
urne aufgestellt. Die Wahlurne muss mindes-
tens vom ersten bis zum letzten Tag der 
Stimmabgabe innerhalb der Dienststunden an 
den bekannt gemachten Zeiten und Orten 
hochschulöffentlich zugänglich sein. 

 
§ 18 

Wahlergebnisfeststellung 
 
(1) Die Feststellung des Wahlergebnisses hat 
öffentlich innerhalb einer Woche nach Ablauf 
der Stimmabgabe durch die Wahlleitung und 
eine erforderliche Anzahl von Wahlhelfenden 
unter Aufsicht des Wahlausschusses zu erfol-
gen.  
 
(2) Für die Feststellung des Wahlergebnisses 
muss wie folgt verfahren werden: 
1. Die Wahlurnenisind zu öffnen und ihnen 

sind die Stimmzettel und die Wahlbriefum-
schläge zu entnehmen. 

2. Die Wahlbriefumschläge sind auf ihre Gül-
tigkeit zu prüfen. 

3. Die äußerlich gültigen Wahlbriefumschläge 
sind zu öffnen und ihnen die Wahlscheine 
und die Stimmabgabeumschläge zu ent-
nehmen. 

4. Die Wahlscheine und die Stimmabgabeum-
schläge sind auf ihre Gültigkeit zu prüfen. 

5. Die Wahlscheine sind gesondert wegzule-
gen, die äußerlich gültigen Stimmabgabe-
umschläge entsprechend dem Wahlberech-
tigungsvermerk getrennt nach Mitglieder-
gruppen und innerhalb der Gruppen ge-
trennt nach dem Bereich der zentralen 
Verwaltung und jedem Fachbereich unge-
öffnet zu sortieren; sind mehrere Mitglie-
dergruppen angegeben, ist die zuerst ge-
nannte Mitgliedergruppe maßgebend, sind 
mehrere Fachbereiche angegeben, ist der 
zuerst genannte Fachbereich maßgebend. 

6. Nach Abschluss dieser Sortierung sind die 

Stimmabgabeumschläge zu öffnen und 
ihnen die Stimmzettel zu entnehmen.  

7. Die Stimmzettel sind getrennt nach Gremi-
en zu sortieren. 

8. Die Stimmzettel sind auf ihre Gültigkeit zu 
prüfen. 

9. Bei den gültigen Stimmzetteln sind die 
Stimmen auf ihre Gültigkeit zu prüfen.  

10. Dann sind die für jede vorgeschlagene Per-
son abgegebenen Stimmen zu ermitteln.  

 
(3) Ungültig sind 
-  Wahlbriefumschläge, 

- die als nicht amtlich erkennbar sind, 
- die keinen gültigen oder überhaupt kei-

nen Wahlschein oder mehrere Wahl-
scheine enthalten,  

- die keinen äußerlich gültigen oder über-
haupt keinen Stimmabgabeumschlag 
oder mehrere Stimmabgabeumschläge 
enthalten, 

-  Wahlscheine, 
- die als nicht amtlich erkennbar sind, 
- die nicht mit der vorgeschriebenen ei-

desstattlichen Versicherung versehen 
sind, 

-  Stimmabgabeumschläge,  
- die sich außerhalb des Wahlbriefum-

schlags in der Wahlurne befinden, 
- die als nicht amtlich erkennbar sind, 
- deren Wahlberechtigungsvermerk nicht 

mit dem Wahlberechtigungsvermerk auf 
dem Wahlschein übereinstimmt, 

- die keinen Stimmzettel oder mehrere 
gleiche Stimmzettelformulare enthalten, 

-  Stimmzettel, 
- die sich außerhalb des Stimmabgabe-

umschlags im Wahlbriefumschlag oder 
in der Wahlurne, die ausschließlich für 
die Briefwahl bestimmt ist, befinden, 

- die als nicht amtlich erkennbar sind, 
- die nach dem Wahlberechtigungsver-

merk auf dem Stimmabgabeumschlag 
nicht in dem Stimmabgabeumschlag 
enthalten sein dürfen, 

- auf denen mehr Stimmen als zulässig 
abgegeben wurden, 

-  Stimmen, 
- die den Willen nicht zweifelsfrei erken-

nen lassen. 
Über die Ungültigkeit hat die Wahlleitung zu 
entscheiden. Sie muss auf der Rückseite der 
ungültigen Wahlunterlagen den Grund der Un-
gültigkeitserklärung vermerken und diese Un-
terlagen gesondert weglegen.  
 
(4) Stimmzettel, auf denen keine Stimme ab-
gegeben wurde, sind jeweils gesondert zu zäh-
len und wegzulegen.  
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(5) Über die Feststellung des Wahlergebnisses 
ist eine Niederschrift, zu fertigen. Sie muss 
enthalten im ersten Teil Angaben nach Absatz 
3 erster Satz und im zweiten Teil getrennt nach 
Mitgliedergruppen und Gremien 
1. die Gesamtzahl der abgegebenen, ungülti-

gen und ohne Stimme abgegebenen sowie 
sonst gültigen Stimmzettel, 

2. die Gesamtzahl der abgegebenen, ungülti-
gen und gültigen Stimmen und 

3. die Zahlen der für die einzelnen Vorge-
schlagenen in den Listenwahlvorschlägen 
und die Einzelwahlvorschläge abgegebe-
nen gültigen Stimmen. 

Die Niederschrift ist von der Wahlleitung und 
einem bei der Wahlergebnisfeststellung anwe-
senden Mitglied des Wahlausschusses zu un-
terzeichnen. 
 
(6) Für die Verteilung der Sitze auf die einzel-
nen Listen ist das für die Landtags- und Kom-
munalwahlen geltende Verfahren anzuwenden; 
entfallen auf eine Liste mehr Sitze, als Bewer-
bende auf ihr vorhanden sind, so fallen die 
nicht besetzbaren Sitze an die übrigen Listen 
in der für sie errechneten Reihenfolge. Inner-
halb der Listen werden die Sitze auf die Be-
werbenden in der Reihenfolge der erzielten 
Stimmenzahlen verteilt; bei gleicher Stimmen-
zahl entscheidet die Reihenfolge auf der Liste. 
 

§ 19 
Bekanntmachung des Wahlergebnisses 

 
Sobald die Feststellung des Wahlergebnisses 
abgeschlossen ist, hat die Wahlleitung das 
Wahlergebnis unverzüglich bekannt zu ma-
chen. Die Wahlbekanntmachung muss enthal-
ten  
getrennt nach Mitgliedergruppen  
1. die Gesamtzahl der Wahlberechtigten und 

die Zahlen der Wahlberechtigten in den 
Fachbereichen  

sowie darüber hinaus getrennt nach Gremien 
2. die Gesamtzahl der abgegebenen, ungülti-

gen und ohne Stimme abgegebenen sowie 
sonst gültigen Stimmzettel, 

3. die Gesamtzahl der abgegebenen, ungülti-
gen und gültigen Stimmen und 

4. die Zahlen der für die jeweiligen Listen-
wahlvorschläge und die einzelnen Vorge-
schlagenen in den Listenwahlvorschlägen 
sowie die Einzelwahlvorschläge abgegebe-
nen gültigen Stimmen in absteigender Rei-
henfolge der auf die Listenwahlvorschläge 
entfallenden Stimmen und innerhalb der 
Listenwahlvorschläge in absteigender Rei-
henfolge der auf die Bewerbenden entfal-
lenden Stimmen. 

§ 20 
Dauer sowie Beginn und Ende der Amtszeit 

 
(1) Die Amtszeit der Mitglieder der Gremien 
beträgt im Allgemeinen zwei Jahre, die der 
Studierenden im Allgemeinen ein Jahr. Die 
Amtszeit der Mitglieder der Gremien beginnt 
jeweils mit dem 1. Juni des Wahljahrs, gleich-
zeitig endet die vorhergehende Amtszeit. 
 
(2) Wird ein Fachbereich so geändert, dass in 
dem Fachbereichskonvent wegen des Verlusts 
der Wählbarkeit  mindestens in einer Mitglie-
dergruppe mehr als die Hälfte der Mitglieder 
ausscheidet, oder wird ein Fachbereich neu er-
richtet, muss eine außerordentliche Wahl zu 
dem Fachbereichskonvent stattfinden. Dies gilt 
nicht, wenn für dasselbe Semester noch eine 
ordentliche Wahl der Mitglieder aller Mitglie-
dergruppen vorgeschrieben ist. Wird die Ände-
rung oder Errichtung eines Fachbereichs nach 
dem 1. April eines Jahrs wirksam, so muss die 
außerordentliche Wahl in den Monaten Okto-
ber oder November stattfinden; Stichtag für die 
Wahlberechtigung und Wählbarkeit sowie 
Wahlvorschlagsberechtigung ist der 1. Okto-
ber. Die Amtszeit der in einer außerordentli-
chen Wahl gewählten Mitglieder endet mit dem 
Beginn der Amtszeit der bei der nächsten or-
dentlichen Wahl gewählten Mitglieder.   
 

§ 21 
Verhinderung, Ausscheiden 

 
Für den Fall der Verhinderung oder des Aus-
scheidens von gewählten Mitgliedern eines 
Gremiums treten die weiteren Bewerbenden 
der jeweiligen Liste in der Reihenfolge der er-
zielten Stimmenzahlen an ihre Stelle; ist eine 
Liste erschöpft, so kommen die übrigen Listen 
in der für sie errechneten Reihenfolge zum Zu-
ge. Das Nachrücken im Falle des Ausschei-
dens ist von der Wahlleitung formal festzustel-
len.  
 

§ 22 
Wahlprüfungsausschuss 

 
(1) Der Wahlprüfungsausschuss hat die Auf-
gabe, über Wahlanfechtungen zu entscheiden.  
 
(2)  Der Wahlprüfungsausschuss besteht aus 
vier Mitgliedern. Die Mitglieder sind auf Vor-
schlag des Präsidiums für jede Wahl aus dem 
Kreis der Wahlberechtigten vom Senat zu be-
stellen. Dabei soll jeder Fachbereich und bei 
einer Wahl in mehreren Mitgliedergruppen 
auch jede betroffene Gruppe berücksichtigt 
werden. Verliert ein Mitglied des Wahlprü-
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fungsausschusses die Wahlberechtigung, ist 
unverzüglich eine Ersatzbestellung vorzuneh-
men. Das gilt auch, wenn sich ein Mitglied des 
Wahlprüfungsausschusses um die Wahl als 
Mitglied in einem Gremium bewirbt; das zu-
nächst bestellte Mitglied des Wahlprüfungs-
ausschusses scheidet dann mit dem Amtsan-
tritt des Ersatzmitglieds aus.  
 
(3)  Im Wahlprüfungsausschuss hat das Mit-
glied mit dem höchsten Lebensalter den Vor-
sitz zu führen; es hat seine Beratungen vorzu-
bereiten und seine Beschlüsse auszuführen 
sowie seine Geschäfte zu erledigen.  

 
§ 23 

Wahlprüfung  
 

(1) Wahlberechtigte können nach der Feststel-
lung des Wahlergebnisses gegen die Gültigkeit 
der Wahl Einspruch einlegen. Der Einspruch 
kann nur darauf gegründet werden, dass 
1. jemand nicht wählbar war, 
2. bei der Vorbereitung der Wahl, der Wahl-

handlung oder dem Abschluss der Wahl 
Unregelmäßigkeiten vorgekommen sind, 
die die Verteilung der Sitze im Gremium im 
Einzelfall beeinflusst haben könnten, 

3. die Feststellung des Wahlergebnisses feh-
lerhaft ist. 

Der Einspruch muss innerhalb von zwei Wo-
chen nach dem ersten Tag des Zeitraums der 
Bekanntmachung des Wahlergebnisses bei 
der Wahlleitung schriftlich eingehen oder durch 
Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
Er ist unverzüglich mit einer Stellungnahme 
dem Wahlprüfungsausschuss vorzulegen.  
 
(2) Hält der Wahlprüfungsausschuss den Ein-
spruch für unbegründet, hat er dies den Ein-
sprechenden unverzüglich schriftlich mitzutei-
len und auf das zulässige Rechtsmittel hinzu-
weisen. 

 
(3) Hält der Wahlprüfungsausschuss den Ein-
spruch für begründet, hat er unverzüglich in 
folgender Weise zu entscheiden: 
1.  waren Bewerbende nicht wählbar, so ist 

das Ausscheiden als Bewerbende anzu-
ordnen, 

2.  sind bei der Vorbereitung der Wahl, der 
Wahlhandlung oder dem Abschluss der 
Wahl Unregelmäßigkeiten vorgekommen, 
die die Verteilung der Sitze im Kollegialor-
gan im Einzelfall beeinflusst haben könn-
ten, so ist die betreffende Wahl zu wieder-
holen, 

3.  ist die Feststellung des Wahlergebnisses 
fehlerhaft, so ist eine neue Feststellung an-

zuordnen. 
 
(4) Für das Verfahren gegen eine ablehnende 
Entscheidung des Wahlprüfungsausschusses 
gelten die allgemeinen Grundsätze über das 
verwaltungsgerichtliche Verfahren. 
 

24 
Wahlunterlagenvernichtung 

 
Die Wahlunterlagen mit Ausnahme der Nieder-
schriften über die Feststellung des Wahlergeb-
nisses und der Bekanntmachungen des Wahl-
ergebnisses müssen einen Monat nach dem 
ersten Tag des Zeitraums der Bekanntma-
chung des Wahlergebnisses vernichtet wer-
den, falls sie nicht für ein schwebendes Wahl-
prüfungsverfahren von Bedeutung sind, sonst 
nach Abschluss des Wahlprüfungsverfahrens. 
 

§ 25 
Studierendenschaftswahlen 

 
Für eine Durchführung der Wahlen zu dem 
Studierendenparlament und zu den Fach-
schaftsvertretungen der Studierendenschaft 
zusammen mit den Hochschulwahlen kann das 
Präsidium mit der Studierendenschaft eine 
Vereinbarung schließen, nach der unter ande-
rem die Wahlgremien der Hochschule auch für 
die Studierendenschaft zuständig sind.     
 

§ 26 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am 1. April 2016 in Kraft.  
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit ausge-
fertigt und ist bekannt zu machen. 
 
Lübeck, 11. Februar 2016 
 
Fachhochschule Lübeck 
Präsidium 
 
 
 
Dr. Muriel Helbig 
Präsidentin 
 


